
28/3/2003 − 686

BlaueFlecken,
Schürfwunden− nichtfür

alle ging die große
Schülerdemovor der

US−Botschaft gli mpflichzu
Ende. KritikerInnen werfen

der Polizei vor,
unverhältnismäßig auf
einzelne Unruhestifter
reagiert zu haben.

"War is not a game", "United
for Peace", "Kee Krich"− dassind
einige der Sprüche, die mit gro-
ßen, bunten Buchstaben auf die
Plakate geschrieben standen,
die SchülerInnen aus nahezu al-
len Lyzeen Luxemburgs amver-
gangenen Donnerstag vor sich
hertrugen. Zehntausende waren
es, die allein in der Hauptstadt
vor der US−Botschaft gegen den
Kriegi mIrakundfür einefriedli-
che Lösung des Irakkonfliktes
demonstrierten. Und dabei sind
die Tausende, diein Esch, Ettel-
brück und anderswo ebenfalls
auf die Straße gingen, noch
nicht mitgezählt.

"Die Jugendlichen waren
extrem motiviert", beschreibt
Luc Ramponi von "Jugend fir
Fridden a Gerechtegkeet" die
Sti mmung am Tag des "Wal-
kouts". Es war innerhalb dieser
Jugendorganisation, wo dieIdee
einer landesweiten Großdemo
sämtlicher Schulen zum Kriegs-
beginn ihren Anfang nahm. Da
verschiedene Mitglieder der "Ju-
gend" zugleich VertreterInnen
der nationalenSchülerkonferenz
sind, wurde die Aktion dort dis-
kutiert − und schließlich be-
schlossen. "Die Sache hat eine
ungeheure Eigendynamik entwi-
ckelt", erzählt Paul Hallé, eben-
falls aktivbei "Jugendfir Fridden
a Gerechtegkeet". Wie ein Lauf-
feuer breitete sich die Idee in

denSchülerkomitees derjeweili-
genSchulenaus und wurde dort
zumeist mit überwältigender
Mehrheit aufgenommen.
"Viele von uns waren bei

Kriegsausbruch niedergeschla-
gen", erinnert sich Marion
Gessner." Mit der Aktion wollten
wir zeigen, dass uns der Krieg
nicht egal ist, dass wir für eine
friedliche Lösung des Irakkon-
fliktes sind. " Gessner ist Vorsit-
zende des Schülerkomitees
der katholischen Privatschule
"Fieldgen", von der sich rund
1.100 SchülerInnenan dem
"Walkout" beteiligten. Deren Lei-
terin DanièleFaltz hatte, wievie-
le andere Schuldirektionen im
ganzen Land, grünes Licht für
den Marsch gegeben, allerdings
nicht ohne den jungen Aktivis-
tInnen ein paar mahnende Wor-
te mit auf den Weg zu geben:
"Versucht, FriedenimHerzen zu
haben."
Ein Motto, das die meisten

ernst nahmen − bis auf wenige
Ausnahmen. Vereinzelte jugend-
liche Randalierer warfen Fla-
schen, die Antwort der Polizei
folgte prompt: Mit Schlagstö-
cken bewaffnet, knüppelten und
drängten Polizisten die De-
monstrantInnen zurück. "Die
SchülerInnen habenversucht, in
den Sicherheitsbereich der US−
Botschaft zu gelangen", heißt es
seitens der Polizei, die Beamten
hätten unverhältnismäßig und
teilweise ohne Grundihre Knüp-
pel eingesetzt, klagt die Gegen-
seite. Ein 13−jähriger Junge wur-
deamKopf getroffen, obwohl "er
nichts getan hat", wie eine Leh-
rerin, die den Vorfall selbst be-
obachtet haben will, beteuert.
Nun wirdüberlegt, obgegenden
verantwortlichenBeamtenKlage
erhoben werdensoll.

Enge und Chaos
Wie die Rangeleien vor der

Botschaft tatsächlich begannen,
ist i m Nachhinein wohl kaum
nochzuklären. AugenzeugInnen
berichten aber übereinsti m-
mend von einer "schrecklichen
Enge" und von "minutenlangem
Chaos" vor der Botschaft, eine
Situation, ander die Polizei mög-
licherweise nicht ganz unschul-
digist. Polizistenseien nocham
Morgen darüber informiert wor-
den, dasstausende Demonstran-
tInnen im Anmarsch seien, sa-
gen die OrganisatorInnen und
JanineFrisch, LehrerinamLycée
Technique du Centre. Woher sie
das denn wissen wolle, sei die
unwirsche Antwort der Beamten
gewesen. Wohl wegen dieser
Fehleinschätzung wurden zu-
nächst rund um die Botzschaft
weder Absperrungen geräumt,
noch den Jugendlichen ein ge-
eigneter Platz zugewiesen. "Die
Polizei hat zu wenig mit uns zu-
sammengearbeitet", kritisiert
Luc Ramponi von der "Jugend"
gegenüber der woxx. Mit einem
Zugang zur Botschaft von weni-
gen Meternfür unzähligeSchüle-
rInnen "braucht man sich nicht
zu wundern, wenn einzelne Leu-
teaggressivwerden".
Und es gibt noch mehr Kritik

an der Polizei. Eine spontane
Brückenbesetzung amvergange-
nen Freitag endete für zehn
KriegsgegnerInnen mit einer er-
kennungsdienstlichen Behand-

lung − und mit blauen Flecken.
"Wir meinen, dass wir normal
vorgegangen sind", verwahrt
sich Polizeisprecher Vic Reuter
gegen Sti mmen, die den Beam-
ten "brutales Vorgehen" vorwer-
fen. Es seien i mmer dieselben
Rädelsführer, die provozierten.
Doch Augenzeugenberichten

zufolge haben auchin dieser Si-
tuation Kommunikationsproble-
me der Polizei zur Eskalationge-
führt. Die Polizei habe zunächst
den Jugendlichen eine Frist bis
18.30 Uhr zugestanden, bevor
sie den Platz räumen wollten.
Entgegen der Absprache hätten
Beamteaberschongegen18 Uhr
mit demRäumen begonnen. Da-
bei soll ein Beamter einen dun-
kelhäutigen Demonstranten mit
"houre Neger" beschimpft ha-
ben. "Das habeichselbst mitbe-
kommen", sagt Joël Delvaux. Der
OGBL−Gewerkschafter war zufäl-
ligin die Demogeraten und hat-
te sich spontan den Anti−Kriegs−
Protestenangeschlossen.
"Darüber habe ich keine

Kenntnis", erklärt hingegen Vic
Reuter auf Nachfrage der woxx,
"wir zögern Zugriffe bis zuletzt
hinaus." Der Polizeisprecher, der
selbst bei denVorfällennicht zu-
gegen war, sagt, er könnees sich
"nicht vorstellen, dass ein Ein-
satzleiter es überhaupt zulässt,
dass zur Hauptverkehrszeit eine
Brücke blockiert wird".
Eine Version, dieindennächs-

ten Tagen wohl noch einge-
hend überprüft werden dürfte −
eineparlamentarische Dringlich-
keitsanfrage des Abgeordneten
Serge Urbany(déi Lénk) an den
Innenminister Michel Wolter
zumfragwürdigen Polizeieinsatz
liegt bereits vor.

Und weiter geht's
Diejungen KriegsgegnerInnen

wollen sich trotz der jüngsten
Repressalien nicht "einschüch-
ternlassen". In einer Pressemit-
teilung kündigte die nationale
Schülerkonferenz weitere Aktio-
nen an − dieses Mal außerhalb
der Schulzeit, um SkeptikerIn-
nen den Windaus denSegelnzu
nehmen. Diese hatten moniert,
dass viele SchülerInnennur des-
halb mitgelaufenseien, umnicht
indieSchulegehenzu müssen.
In der Tat bahnt sichinvielen

Schulenschonjetzt einegewisse
Aktionsflaute an. "Der Protest
war echt", sagt Jutta Ruhmann.
Die Ethik−Lehrerin am Lycée
Aline Mayrisch hat mit ihren
Klassen viel und kontrovers
über den Irakkonflikt diskutiert
und dabei ein großes Diskussi-
onsbedürfnis festgestellt. Vom
anfänglichen großen Engage-
ment sei inzwischen aber nicht
mehr viel zuspüren.
"Wir protestieren weiter, bis

der Kriegbeendetist undunsere
Forderungen erfüllt sind", sagt
Michel Erpelding von der Natio-
nalen Schülerkonferenz kämpfe-
risch. Premierminister Jean−
Claude Juncker sollte den un-
rechtmäßigen Krieg besser als
völkerrechtswidrig verurteilen
statt "pathetische Gefühlsäuße-
rungen" vonsichzugeben, kriti-
sierte der Schülersprecher ge-
meinsam mit Vertretern der "Ju-
gend" i m Gespräch mit der
woxx. Bis das passiert, dürfte
aber noch viel Zeit für Aktionen
bleiben.
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Rückführung Pattonssteht bevor
Nach ei nem Beschl uss des US. Kongresses wird mit der
Rückführung der Leichname von i m Zweiten Weltkrieg
gefallenen US−Soldaten aus Frankreich, Belgien, Lu-
xemburg und Deutschland begonnen. Damit protestie-
ren die USA gegen die ungenügende Unterstützung bei
der so genannten Befrei ung des Irak. Den Anfang ma-
chen i n Europa beigesetzte hohe Offiziere. Wie die US−
Botschaft mitteilt, wird dementsprechend amkommen-
den Dienstag General George Patton vom Hammer Mili-
tärfriedhof i n sei ne kalifornische Hei mat überführt. Ei ne
Abschiedszeremonie US−freundlicher Organisati onen
fi ndet gegen 11 Uhr an der Hammer Gedenkstätte statt.
Um Auseinandersetzungen mit KriegsgegnerI nnen zu
vermeiden, ist ei ne Zufahrt nur über Sandweiler/Con-
tern/Itzi g möglich.
Zur gleichen Zeit treffen sich die AnhängerI nnen der
Antikriegskoaliti on an der nördlichen Zufahrt des Park-
platzes (aus Richtung Irrgarten), um gegen die US−
amerikanische und britische Irak−I nterventi on zu pro-
testieren. Um Ausschreitungen zu vermeiden, wird die
Polizei den Hammer Friedhof weiträumig absperren und
die Teil nehmerI nnen der Gedenkfeier respektive des
Protestpiquets zu den entsprechenden Sammlungs-
punkten leiten.

Luxemburg− pro Krieg wider Willen?
Der Irak−Krieg ist erneut zum Thema i n der Chamber
geworden. Das Großherzogtum könnte möglicherweise
i ndirekt i n die militärische Ausei nandersetzung verwi-
ckelt sei n. So reichte der LSAP−Abgeordnete Alex Bodry
kürzlich ei ne "question parlementaire" ei n, die sich mit
den i n Luxemburg registrierten Awacs−Fl ugzeugen der
Nato befasst. Vier dieser i n Deutschland stati onierten
Aufklärungsfl ugzeuge, zu deren Besatzungen auch Bun-
deswehr−Sol daten zählen, si nd bekanntermaßen in der
Türkei i m Ei nsatz. Sie sollen helfen die Sicherheit auf-
rechtzuerhalten. Laut Bodry stellt sich die Frage,
was geschehen soll, wenn die Türkei entschei det, mit
i hren Truppen i m Irak ei nzumarschieren. Und was
wird die Regierung unternehmen, wenn Deutschland
i n ei nem solchen Fall sei ne Soldaten von der Mission
zurückzieht?
Noch weiter geht die Anfrage von Serge Urbany (déi
Lenk). Sei ner Meinung nach muss auch diskutiert wer-
den, ob der rei n defensive Charakter des Ei nsatzes der
Awacs gewährleistet werden kann. Die Krieg führende
Koaliti on fliegt vom türkischen Luftraum aus, i n dem
die Aufklärungsfl ugzeuge operieren, Angriffe auf den
Irak. Wegen diesem Umstand sei die Frage besonders
brisant. Urbany wirft außerdemdie Frage auf, i nwiefern
die i m Großherzogtum befi ndlichen Nato−Militärei nrich-
tungen i n den Irak−Fel dzug ei nbezogen si nd.

Référendum: oui, mais
Le Conseil d' Etat vient de rendre son avis au sujet de
certai ns projets de révision constituti onnels, parmi les-
quels cel ui de l' article 114. La réforme projetée prévoit
qu' en cas de la révision d' un article de la Constituti on,
un référendum peut être déclenché. Conditi on: Ou bien
25.000 électeurs ou électrices, ou bien un certai n nom-
bre de député−e−s doivent se prononcer en faveur d' une
consultation de la populati on. C' est sur ce dernier nom-
bre que les esprits se sont déchaî nés hier pendant la
séance de la commission parlementaire compétente.
Bien que celle−ci ait déjà trouvé un accord début 2001
qui tablait sur un mini mum d' un ci nquième des dépu-
té−e−s, le parti li béral ne veut pl us se souvenir avoir
soutenu cette propositi on, qui vient donc d' être avisée −
négativement − par le Conseil d' Etat. Cel ui−ci propose
un quorumd' un tiers des parlementaires, mais voudrait
en même temps rendre le résultat du référendum obli-
gatoire. L' attitude du groupe li béral a provoqué les ri-
postes des autres groupes: pour eux, un référendum
qui ne peut être i ntroduit que par le nombre élevé de
vi ngt député−e−s serait une contradicti on en soi. Vu la
situati on délicate, aucune décision n' a été prise hier.
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Polizei in der Kritik

KreuzbergoderLimpertsberg? (Foto: woxx)


